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Preußiſche Gejehjammlung 


1934 | Ausgegeben zu Berlin, den 6. Januar 1934 | Nr. 2 


Tag Inhalt: Gel te 
27. 12. 33. Geſetz über den Amtsverluſt als Folge ſtrafgerichtlicher Verurteilung 2 5 
28, 12, 33. Geſetz zur Abänderung des Geſetzes über die Induſtrie⸗ und Handelskammern vom 24. Februar 1870 — 

19. Auguſt 1897 in der Faſſung des Geſetzes über die Induſtrie- und Handelskammern vom 1. April 1924 6 
30. 12. 33. Geſetz über eine Anderung der Erſten Sparverordnung vom 12. September 1911 0 . 


30. 12. 33. Ausführungs v orſchrift zum Geſetz über die Aufhebung der im Kampfe für die nationale Erhebung 
erlittenen Dienſtſtrafen und ſonſtigen Maßre gelungen 9 


26. 12. 33. Verordnung zur Anderung der Verordnung vom 24. Oktober 1933 über die Herabſetzun 
im Pfandleihgew erbte! „„ 


1. 1. 34. Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen + 0 


Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, 
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(Nr. 14059.) Gejeg über den Amtsverluſt als Folge ſtrafgerichtlicher Verurteilung. Vom 27. De⸗ 
zember 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
Iſt gegen einen Beamten in der Zeit vor dem 2. Juli 1933 rechtskräftig auf Gefängnis 
oder Feſtungshaft von mehr als einjähriger Dauer oder auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht 
erkannt worden, ſo hat der Beamte mit der Rechtskraft des Urteils ſein Amt verloren. 


Sa f 8 2. 

Artikel IV § 4 des Geſetzes zur Umgeſtaltung des Dienſtſtrafrechts der nichtrichterlichen 
Beamten vom 11. Januar 1932 (Geſetzſamml. S. 9) und Artikel VI 8 4 des Geſetzes zur Um⸗ 
geſtaltung des Dienſtſtrafrechts der richterlichen Beamten vom 11. Januar 1932 (Geſetzſamml. 
S. 31) werden mit Wirkung vom 13. Januar 1932 ab aufgehoben. 


83. 
Die erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen der Miniſter des Innern, der Juſtiz⸗ 
miniſter und der Finanzminiſter. 


Berlin, den 27. Dezember 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hier⸗ 
mit verkündet. 


Berlin, den 27. Dezember 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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(Nr. 14060.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes über die Induſtrie⸗ und Handelskammern vom 


24. 24. Februar 1870 . 
19. 19. Auguft 1897 | in der Faſſung des Geſetzes über die Induſtrie⸗ und Handelskammern 


vom 1. April 1924 (Geſetzſamml. S. 194). Vom 28. Dezember 1933. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
Die Induſtrie⸗ und Handelskammern können durch Beſchluß beſtimmen, daß bei der 
Berechnung der im § 16 des Geſetzes feſtgeſetzten Amtsdauer ihrer Mitglieder das Kalender⸗ 
jahr 1933 nicht zur Anwendung kommt. 


$ 2. 
§ 25 erhält folgende Faſſung: 
§ 25. 

(1) Die Induſtrie- und Handelskammern und ihre Zweckverbände find zu ſparſamſter 
und wirtſchaftlicher Finanzgebarung verpflichtet. Sie haben die Leiſtungskraft ihrer 
Mitglieder pfleglich zu behandeln. : 

(2) Vor Beginn jedes Rechnungsjahrs hat der Vorſitzende nach Beratung im Vor- 
ſtand und in einem Haushaltsausſchuß einen Haushaltsplan feſtzuſtellen, der die für 
das Rechnungsjahr zu erwartenden Einnahmen und Ausgaben nach Zweckbeſtimmung 
und Anſatz getrennt zum Ausgleich zu bringen hat. In den Haushaltsplan dürfen 
nur ſolche Ausgaben eingeſtellt werden, die nach gewiſſenhafter Prüfung zur Erfüllung 
der in dieſem Geſetze bezeichneten Aufgaben unbedingt erforderlich ſind. 


§ 3. 
Im $ 26 werden an Stelle von Abſ. 2 folgende neuen Abſ. 2 bis 4 eingefügt: 

(2) Haushaltsplan und Umlage bedürfen der Genehmigung des Miniſters für Wirt- 
ſchaft und Arbeit; dieſer unterrichtet den Miniſter der Finanzen. Überſteigt die Umlage 
zehn vom Hundert der ihr zugrunde liegenden Gewerbeſteuer, ſo kann der Miniſter 
für Wirtſchaft und Arbeit mit Zuſtimmung des Miniſters der Finanzen die Ausgaben 
im Haushaltsplan ſo weit herabſetzen, daß die Umlage nicht mehr als zehn vom Hundert 
der Gewerbeſteuer beträgt. 

(3) Die Induſtrie- und Handelskammer kann außerdem die Erhebung eines ein- 
heitlichen Grundbeitrags bis zum Höchſtbetrag von jährlich 12 ARM beſchließen, der 
von allen wahlberechtigten und beitragspflichtigen Firmen zu zahlen iſt. Die Induſtrie⸗ 
und Handelskammer kann ferner beſchließen, daß ſich der Grundbeitrag für Gruppen 
von Firmen, deren Gewerbebetrieb nicht über einen beſtimmten Umfang hinausgeht, 
ermäßigt. Die Freiſtellung von gewerbeſteuerpflichtigen Betrieben auf Grund des § 5 
Abſ. 3, § 12 Abſ. 2 und § 14 Abſ. 2 der Gewerbeſteuerverordnung vom 23. November 
1923 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 15. März 1927 (Geſetzſamml. S. 21), 
des Geſetzes vom 13. März 1928 (Geſetzſamml. S. 16) und der Verordnung vom 8. Mai 
1929 (Geſetzſamml. S. 47) ſteht der Erhebung des Grundbeitrags nicht entgegen, fofern 
der Betrieb nicht ſtillgelegt iſt. Der Beſchluß der Kammer bedarf der N 
des Miniſters für Wirtſchaft und Arbeit. 

(4) Die Induſtrie-⸗ und Handelskammer kann von ſolchen Gewerbekeiberden, die 
weder im Handelsregiſter noch in der Handwerksrolle eingetragen ſind, einen einheit⸗ 
lichen Grundbeitrag bis zum Höchſtbetrag von 6 AM erheben. Die Erhebung hat zur 
Vorausſetzung, daß ſämtliche Einzelhändler des Kammerbezirkes zu einer Einzelhandels⸗ 
vertretung auf Grundlage einer Kammerſatzung zuſammengefaßt ſind. Satzung und 
Umlagebeſchluß der Kammer unterliegen der Genehmigung des Minifters für Wirt⸗ 
ſchaft und Arbeit. 
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8 4. 
Nach § 30 wird folgender neuer $ 30 a eingefügt: 


§ 30a. 

Die Kammer kann mit Zuſtimmung des Miniſters für Wirtſchaft und Arbeit für 
die Benutzung von Anſtalten, Anlagen und Einrichtungen ſowie für Amtshandlungen, 
für welche die Kammer von einzelnen in Anſpruch genommen wird, öffentlich- recht⸗ 
liche Gebühren erheben. 


8 5. 
An Stelle des $ 31 treten folgende Beſtimmungen: 


§ 31. 

(1) Nach Abſchluß des Rechnungsjahrs hat der Vorſitzende über alle Einnahmen 
und Ausgaben für das abgeſchloſſene Rechnungsjahr Rechnung zu legen (Haushalts⸗ 
rechnung). Die Haushaltsrechnung iſt durch einen Rechnungsprüfungsausſchuß vor⸗ 
zuprüfen. 

(2) Die Entlaſtung erteilt der Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 

(3) Auf die Aufſtellung und Ausführung des Haushaltsplans, die Kaffen- und 
Buchführung und Rechnungslegung, die Rechnungsprüfung und die Entlaſtung finden 
die Vorſchriften der Reichshaushaltsordnung ſinngemäß Anwendung. 


8 6. 
Nach $ 31 wird folgender S 31 a neu eingefügt: 


§ 31 a. 
Der Anſpruch der Induſtrie⸗ und Handelskammer auf Zahlung der Beiträge unter⸗ 
liegt der Verjährung. Auf die Verjährung finden die Vorſchriften der Reichsabgaben⸗ 
ordnung über die Steuern vom Einkommen und Vermögen Anwendung. 


87. 
§ 43 Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: 


Kommen Neuwahlen innerhalb dieſer Friſt nicht zuſtande, ſo kann der Miniſter 
für Wirtſchaft und Arbeit ihre Hinausſchiebung genehmigen. 


Abſ. 3 erhält folgenden Zuſatz: 

Er kann in dieſem Falle insbeſondere Beſtimmungen über die Einſetzung eines 
Vorſtandes, die Ernennung des Vorſitzenden und die Beiordnung eines Beirats treffen. 
Auch kann er dem Vorſitzenden oder dem Vorſtande das Recht verleihen, verbindliche 
Beſchlüſſe im Sinne des § 34 zu faſſen. 


§ 8. 
Dies Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 28. Dezember 1933. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Schmitt. 
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Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hier⸗ 
mit verkündet. 


Berlin, den 28. Dezember 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14061.) Geſetz über eine Anderung der Erſten Sparverordnung vom 12. September 1931 (Geſetz⸗ 
5 ſamml. S. 179). Vom 30. Dezember 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 

Die Vorſchriften im Kapitel III SS 2 und 3 des Zweiten Teiles der Erſten Sparverordnung 
vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. S. 179) in der Faſſung des Kapitels V § 1 der Verordnung 
zur Ergänzung der Erſten und Zweiten Sparverordnung vom 14. März 1932 (Geſetzſamml. S. 123) 
werden mit Wirkung vom 1. Januar 1934 aufgehoben. 


§ 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 30. Dezember 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 
Berlin, den 30. Dezember 1933. 
Für den Reichskanzler: 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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(Nr. 14062.) Ausführungsvorſchrift zum Geſetz über die Aufhebung der im Kampfe für die nationale 
Erhebung erlittenen Dienſtſtrafen und ſonſtigen Maßregelungen. Vom 30. Dezember 
1933. 


Auf Grund von § 1 Abf. 3, SS 2 und 4 des Geſetzes über die Aufhebung der im Kampfe 
für die nationale Erhebung erlittenen Dienſtſtrafen und ſonſtigen Maßregelungen vom 23. Juni 
1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 390) und der Verordnung zur Durchführung dieſes Geſetzes vom 
25. Juli 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 535) zu $ 4 Abſ. 3 Satz 2 wird folgendes beſtimmt: 


Zuſtändigkeit. 4180 

1. Die Entſcheidung über die Einſtellung der Verfahren im Sinne des § 1 Abſ. 1 Satz 2 
des Geſetzes trifft das Dienſtſtrafgericht, bei dem das Verfahren anhängig iſt; ſofern 
die Anſchuldigungsſchrift beim Dienſtſtrafgericht noch nicht eingegangen iſt, entſcheidet die 
Einleitungsbehörde. Oberſte Landesbehörde im Sinne des § 1 Abſ. 3 und des $ 2 Satz 2 
des Geſetzes iſt der Fachminiſter; er entſcheidet im Einvernehmen mit dem Miniſter 
des Innern. 

Wiederaufnahmeverfahren. 

2. Für das Wiederaufnahmeverfahren nach § 4 des Geſetzes gelten folgende Vorſchriften: 

(1) Zur Stellung des Antrags find der aus dem Amte entfernte Beamte, ſein 
geſetzlicher Vertreter, nach ſeinem Tode ſein Ehegatte und ſeine Verwandten auf⸗ 
und abſteigender Linie berechtigt. Der Antrag iſt ſchriftlich bei dem Fachminiſter 
einzureichen, deſſen Verwaltung der Beamte unterſtand, als das Dienſtſtrafurteil 
rechtskräftig wurde; der Antrag iſt zu begründen. Der Fachminiſter entſcheidet, 
ob ein Teil des Tatbeſtandes und gegebenenfalls welcher unter 8 1 des Geſetzes 
fällt und im Wiederaufnahmeverfahren vor dem Dienſtſtrafgericht auszuſcheiden 
hat. Dieſe Entſcheidung iſt für die Dienſtſtrafgerichte bindend. Der Fachminiſter 
ernennt den Beamten der Staatsanwaltſchaft, ſoweit nicht die Verrichtungen der 
Staatsanwaltſchaft durch das Geſetz einer beſtimmten Behörde übertragen ſind, 
und verweiſt das Verfahren vor das Dienſtſtrafgericht, das auf Entfernung aus 
dem Amte erkannt hat, oder, wenn dieſes Gericht nicht mehr beſteht, vor das nach 
der Beamtendienſtſtrafordnung oder der Dienſtſtrafordnung für die richterlichen 
Beamten vom 27. Januar 1932 (Geſetzſamml. S. 59 und 79) an ſeine Stelle 
getretene Dienſtſtrafgericht. 

(2) Für die Beamten des Oberverwaltungsgerichts, der Oberrechnungskammer 
und des Landtags tritt an die Stelle des Fachminiſters im Sinne des Abſ. 1 der 
Miniſterpräſident. ; 

(3) Wenn der Sachverhalt genügend geklärt ift, kann das Dienſtſtrafgericht auf 
Antrag des Beamten der Staatsanwaltſchaft ohne neue mündliche Verhandlung die 
frühere Entſcheidung aufheben und auf Freiſprechung erkennen. Anderenfalls iſt, 
nachdem der Sachverhalt unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften des 
S 68 der Beamtendienſtſtrafordnung oder des $ 68 der Richterdienſtſtrafordnung 
aufgeklärt worden tft, die Sache zur mündlichen Verhandlung zu bringen. Für das 
Verfahren gelten die 88 42 bis 48 der Beamtendienſtſtrafordnung und die SS 43 
bis 49 der Richterdienſtſtrafordnung. Das Dienſtſtrafgericht kann die frühere Ent⸗ 
ſcheidung aufrechterhalten oder aufheben und anders in der Sache entſcheiden; eine 
höhere Strafe als in der früheren Entſcheidung darf nicht verhängt werden. Die 
Entſcheidung des Dienſtſtrafgerichts kann mit der Berufung (88 49 ff. der Beamten⸗ 
dienſtſtrafordnung, SS 50 ff. der Richterdienſtſtrafordnung) angefochten werden. 


Berlin, den 30. Dezember 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring 
zugleich als Miniſter des Innern. 
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(Nr. 14063.) Verordnung zur Anderung der Verordnung vom 24. Oktober 1933 (Geſetzſamml. S. 392) 
über die Herabſetzung der Zinsſätze im Pfandleihgewerbe. Vom 26. Dezember 1938. 


Auf Grund des § 1 Wf. 3 Satz 2 des Geſetzes, betr. das Pfandleihgewerbe, vom 17. März 
1881 (Geſetzſamml. S. 265) in der Faſſung des § 1 des Abänderungsgeſetzes vom 7. Juli 1920 
(Geſetzſamml. S. 387) und des § 4 der Verordnung vom 23. November 1923 (Geſetzſamml. S. 534) 
wird folgendes angeordnet: 


Satz 2 der Verordnung vom 24. Oktober 1933 (Geſetzſamml. S. 392) wird wie folgt 
geändert: 

An Stelle der Worte „nur den“ iſt zu ſetzen „/ ö des“, ſtatt „Zinsſatz“ tft zu ſetzen „Zins⸗ 
fakes”, das Wort „dieſes“ ijt zu erſetzen durch die Worte „des unter a) im § 1 a. a. O. urſprünglich 
vorgeſehenen“. 


Berlin, den 26. Dezember 1933. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


Im Auftrage: 
Loehrs. 


(Nr. 14064.) Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen. Vom 1. Januar 
f 1934. 


Auf Grund des § 26 des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen vom 15. Dezember 1933 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 484) wird für das Land Preußen folgendes verordnet: 


8 1. 

Den bisher beſtehenden Kreis⸗ und Provinzialfeuerwehrverbänden wird, ſoweit ſie nicht 
rechtsfähige Vereine ſind, die Eigenſchaft als Körperſchaft des öffentlichen Rechtes im Sinne der 
88 7 und 9 des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen verliehen. Soweit die bisher beſtehenden Kreis⸗ 
und Provinzialfeuerwehrverbände rechtsfähige Vereine ſind, bleiben ſie bis zu ihrer Selbſt⸗ 
auflöſung unberührt. 

§ 2. 

Die auf Grund der §§ 139 und 140 des Zuſtändigkeitsgeſetzes gebildeten Spritzenverbände 

werden Feuerlöſchverbände im Sinne des § 16 Abſ. 2 des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen. 


Sr 
Bis zum Inkrafttreten der neuen Satzungen bleiben die Satzungen, die für die im § 1 Satz 1 
und im $ 2 genannten Vereine und Verbände bisher gelten, in Kraft. 


Bis zur Ernennung von neuen Vorſtandsmitgliedern bleiben die Vorſtandsmitglieder der 
im $ 1 Satz 1 und im $ 2 genannten Vereine und Verbände in Tätigkeit. 


§ 4. 
Soweit in Stadtkreiſen eine einheitliche freiwillige Feuerwehr beſteht oder gebildet wird, 
bildet dieſe einen Kreisfeuerwehrverband im Sinne des § 7 des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen. 
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Sobald in Berlin eine einheitliche freiwillige Feuerwehr gebildet iſt, bildet dieſe gleichzeitig einen 
Kreisfeuerwehrverband im Sinne des § 7 und einen Provinzialfeuerwehrverband im Sinne des 
8 9 des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen. 
§ 5. 
Dieſe Verordnung tritt an dem auf ihre Veröffentlichung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 1. Januar 1934. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Im Auftrage: 
Loehrs. 


Vekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Dezember 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinden Grifte und Haldorf für die 
Sicherſtellung der Waſſerverſorgung 
durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 50 S. 347, ausgegeben am 16. Dezember 1933; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Dezember 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Drochterſen für den Ausbau 
eines Gemeindewegs in Aſchhorn 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stade Nr. 51 S. 209, ausgegeben am 23. Dezember 1933. 
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